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Der tödliche Stachel der Konkurrenz
Unternehmen kannibalisieren sich gegenseitig, wenn sie nur dem Gesetz des Wettbewerbs
folgen. Der Staat muss einen Handlungsrahmen für den Markt vorzeichnen.
Von Prof. Dr. Heinz-J. Bontrup*

Die wesentliche Ideologie des
heute gegebenen neoliberalen
Regimes ist die Betonung freier
(wettbewerblicher) Märkte. Dies
würde, ohne staatliche Interven-
tionen und Steuerungen, für die
größte ökonomische Effizienz
sorgen. Ein dogmatisch gewor-
dener Glaube an das vermeint-
lich segensreiche Wirken des
Wettbewerbsprinzips ist weit
verbreitet. Die daraus resul-
tierenden Irrtümer und Illusionen
haben sich bei vielen Akteuren
aus Wirtschaft, Politik und Meien
zu einer Unfähigkeit gesteigert,
die Wirklichkeit richtig wahrzu-
nehmen. „Es ist dieser Realitäts-
verlust, der sie zu unschuldigen
Betrügern macht”, stellte der vor
kurzem verstorbene US-ameri-
kanische Ökonom John Kenneth
Galbraith fest. Alles müsse in
einer Gesellschaft dem Wettbe-
werbsprinzip ausgesetzt wer-
den.

Wir erleben geradezu eine
Wettbewerbshysterie, die sogar
über den Bereich der Privatwirt-
schaft hinausgeht. Man will
offensichtlich im neoliberalen
Duktus fast alle gesellschaft-
lichen Bereiche, sogar bisher
uneingeschränkt eingestufte
öffentliche Güter dem Nichtaus-
schluss- und Nichtrivalitätsprin-
zips entziehen. Selbst der Bil-
dungssektor bleibt nicht davon
verschont.

Schon der britische National-
ökonom John Maynard Keynes
konnte dagegen mit seiner „New
Economics” aufzeigen, dass das
Markt- und Wettbewerbsprinzip,
das „Laissez-faire”, der „Krieg
aller gegen alle” oder wie Karl
Marx es formulierte, „ein Kapi-
talist schlägt viele andere tot”,
nicht hinreichend ist, um die
immer wieder behaupteten
optimalen ökonomischen und
gesellschaftlichen Ergebnisse,
vor allem eine vollbeschäftigte

Von Politikern wird das Wett-
bewerbsprinzip gepriesen und
Unternehmer und ihre Interes-
senverbände verweisen auf die
hohe Wettbewerbsintensität, die
keine Spielräume für das Soziale
noch ließen. Dagegen spielen in
der öffentlichen Diskussion
Unternehmensübernahmen
(Fusionen), Konzentrations-
prozesse und immer mehr
Marktmacht von Unternehmen
so gut wie keine Rolle mehr. Im
Gegenteil: Eine immer größer
werdende Verengung der Märkte
auf nur noch wenige Anbieter,
auf weitgehend enge oligopo-
listische oder sogar (teil-)
monopolistische Marktstruk-
turen, nicht nur auf nationaler
Ebene, wird von der herr-
schenden Politik aufgrund der
betriebenen neoliberalen Globa-
lisierung heute geradezu gutge-
heißen. Diese pervertierte Ent-
wicklung zeigt mittlerweile
katastrophale Verteilungs-
wirkungen, die den Zusammen-
halt der Gesellschaft immer
mehr gefährden.

Wirtschaft, zu realisieren.

Dennoch sind heute Markt und
Wettbewerb wieder zu zentralen
Kampfbegriffen in der wirt-
schaftspolitischen Diskussion
avanciert. Hierbei wird ent-
scheidend nicht bedacht, dass
Privatinteressen und Gesell-
schaftsinteressen nicht konform
gehen und es auch nicht auto-
matisch über eine „unsichtbare
Hand” (Adam Smith) zu einer
gesamtwirtschaftlichen und
gesellschaftlichen Harmonie
kommt. Zu Recht verweist
Hans-Jürgen Wagener, Leiter
des Instituts für Transforma-
tionsstudien an der Universität
Viadrina in Frankfurt/Oder da-
rauf hin, dass nicht „Wettbewerb
und Märkte”, sondern „Begierde
und Macht” die „Triebkräfte der
Welt” sind. Letzte ergeben sich
aber nur aus einem den
Menschen zuwiderlaufenden
Wettbewerbsprinzip. Der
Mensch strebt nicht nach
Konkurrenz. Er ist ein soziales
Wesen, und deshalb ist sein
Leben grundsätzlich auf
Solidarität, auf Gemeinschaft
und Kooperation gepolt.

Märkte und Wettbewerb sind
trotz aller Behauptungen nicht
einmal konsequent effizient. Sie
sorgen vielleicht für Produkt-
und Prozessinnovationen, dafür
vertragen sie sich aber kaum mit
sozialen Innovationen, die auf
eine immaterielle Teilnahme
(Mitbestimmung) und materielle
Teilhabe der Menschen in der
Wirtschaft setzen.

Markt und Wettbewerb schaffen
es auch nicht, ein Preissystem
zu etablieren, das die jeweils
knappen Güter in die optimalen
Verwendungsrichtungen lenkt
und das alle Externalitäten wie
z. B. Umweltverschmutzungen
ins Preissystem aufnimmt.
Außerdem fordert der „Stachel
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der Konkurrenz” immer Verlierer
und Opfer, genauso wie das
Markt- und Wettbewerbsprinzip
nicht nur Leistungseinkommen
produziert, sondern auch unge-
rechte Einkommen, die auf
Machtmissbrauch und Ausbeu-
tung basieren und damit für eine
nicht akzeptable gesellschaft-
liche Verteilung der arbeitsteilig
geschaffenen Überschusswerte
sorgen. Das sich selbst über-
lassene Marktsystem, so
Keynes, steht dafür, „dass die
erfolgreichsten Profitmacher
durch einen unbarmherzigen
Kampf ums Dasein nach oben
kommen, einen Kampf, der mit
einer Auslese der Tüchtigen
durch den Bankrott der minder
Tüchtigen endet. Diese Methode
stellt die Kosten des Kampfs
selbst nicht in Rechnung, son-
dern hat nur die Vorteile des
Endresultates im Auge, die man
für dauernde hält.”

Völlig vernachlässigt bei der
blinden Wettbewerbsgläubigkeit
wird der Tatbestand eines
gefährlichen wettbewerbs-
immanenten Konzentrations-
und Fusionsprozesses, der
letztlich immer mehr Marktmacht
und Ausbeutungspotenzial ent-
stehen lässt. „Die ‚Neigung zum
Monopol‘ entspringt der Grund-
natur des kapitalistischen Erwer-
bes selbst. Das Prinzip der Ren-
dite vollendet sich im Monopol-
gewinn; so wie sich der andau-
ernde Krieg der Konkurrenz, der
Hoffnung eines jeden der Strei-
tenden nach in der Überwäl-
tigung der anderen erfüllt”, stellt
der Soziologe und Ökonom
Werner Hofmann fest.

Daher muss aus Unternehmer-
sicht Wettbewerb ausgeschaltet
werden. Entweder wird der zu
schwache Grenzanbieter aus
dem Markt gedrängt – in der Re-
gel sind dies kleine mittel-
ständische Unternehmen. Oder
Unternehmen werden friedlich
oder feindlich aufgekauft und
schließen sich zusammen – sie
fusionieren. Auch sind ständig
illegale Kartellvereinigungen das
Ziel von Unternehmenslei-

tungen, um dem unerwünschten
Wettbewerb aus dem Wege zu
gehen.

Nicht ohne Grund hat Adam
Smith schon 1776 vor Unter-
nehmern und ihren Geschäfts-
praktiken gewarnt, die sich
gegen die Öffentlichkeit wenden.
Marktmacht und Konzentration
zerstören nicht nur das Wett-
bewerbsgefüge selbst, indem sie
innerhalb des Unternehmens-
sektors zu Umverteilungen von
den marktbeherrschenden (aus-
beutenden) zu den marktohn-
mächtigen (ausgebeuteten)
Unternehmen führen. Dass es
dabei temporär zu Phasen er-
höhter Wettbewerbsintensität,
sogar zu einer ruinösen Kon-
kurrenz, mit stark fallenden Prei-
sen kommt, ist kein Wider-
spruch, sondern systemisch
angelegt. Dies hat mit der Nach-
frageseite zu tun.

Bei immer mehr Umverteilung
von unten nach oben kommt es
zu Wachstumsausfällen und in
Folge zu einer gesamtwirt-
schaftlich gefährlichen defla-
torischen Entwicklung. Dies ins-
besondere dann, wenn zu
wenige wachstumsfördernde
Innovationen gegeben sind und
sich die „Intelligenz” der angeb-
lich „schöpferischen Unterneh-
mer” (Joseph A. Schumpeter)

auf rein repetitive Produktions-
und Verwertungsprozesse be-
schränkt.

Gleichzeitig kommt es mit dem
Ansteigen privatwirtschaftlicher
Macht auch zu einer Unter-
minierung des in Demokratien
einzig legitimierten Staats und
seiner parlamentarisch erstrit-
tenen Politik, die für alle Bürger
und Bürgerinnen eine Wohl-
standsmehrung bereitstellen und
ermöglichen soll und nicht nur
die Partikularinteressen der
Wirtschaft bzw. einer hier kleinen
Machtelite zu vertreten hat.

Wir müssen zur Vernunft zurück-
kehren. Markt und Wettbewerb
dürfen sich nicht selbst über-
lassen werden. Sie brauchen
einen starken regulierenden
Staat, der den Handlungs-
rahmen vorzeichnet, Machtmiss-
brauch sanktioniert und Vertei-
lungsergebnisse berichtigt. Und
was genauso wichtig ist, ist
endlich die Einführung einer
Wirtschaftsdemokratie. Es reicht
nicht aus, nur einen politisch
demokratischen (parlamen-
tarisch-repräsentativen) Über-
bau in der Gesellschaft zu
haben. Auch die Wirtschaft muss
demokratisiert werden.

Bis heute steht der Mensch in
den Unternehmen, trotz vielfäl-

“Völlig vernach-
lässigt bei der
blinden Wettbe-
werbsgläubigkeit
wird der Tatbe-
stand eines ge-
fährlichen wettbe-
werbsimma-
nenten Konzen-
trations- und
Fusionsprozesses,
der letztlich immer
mehr Marktmacht
und Ausbeutungs-
potenzial ent-
stehen lässt.”



PAUKOS Ausgabe 02/2007

tiger politischer Sonntagsreden,
nicht im Mittelpunkt, sondern er
ist nach wie vor nur Mittel (In-
strument) zur Gewinnmaximie-
rung im Interesse einer kleinen
gesellschaftlichen Schicht.

Die wichtige Machtbalance
zwischen Kapital und Arbeit hat
sich zudem unter dem neo-
liberalen Herrschaftsregime
zugunsten des Kapitals aufge-
löst. Galbraith hat vor der im do-
minant gewordenen Share-
holder-Kapitalismus entstan-
denen Machtkonzentration auf
Seiten des Kapitals eindringlich
gewarnt. Er forderte eine wirk-
samere gesellschaftliche Kon-
trolle. Diese kann nur durch
Gegenmachtbildung („Counter-
vaillig power”) erreicht werden.

Dazu muss der „Faktor” Arbeit im
Unternehmen aber mit Macht
ausgestattet werden. Nicht nur
durch eine modifizierte verbes-
serte Mitbestimmungsgesetz-
gebung, sondern durch die un-
eingeschränkte rechtliche
Gleichstellung von Arbeit und
Kapital auf unternehmens- und
betriebsbezogener Ebene. Dies
ist die wichtigste europäische
Integrationsaufgabe, soll es
zukünftig zu einer wirklichen
Wohlfahrtsentwicklung für alle
Menschen in der EU kommen.
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